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Was zu tun ist

AGENDA
für mehr Beschäftigung in Deutschland

Gerhard Kleinhenz

Das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) sieht sich aus seiner Verantwortung als Forschungs-
einrichtung der Bundesanstalt für Arbeit (BA) verpflichtet, unmittelbar am Beginn der 14. Legislaturperiode
des Deutschen Bundestages den Handlungsbedarf und die Handlungsmöglichkeiten für mehr Beschäfti-
gung und für die Überwindung der Arbeitslosigkeit aufzuzeigen. Das IAB geht dabei von seinem bereits 1996
vorgestellten Strategiebündel aus (vgl. IAB-Kurzbericht Nr. 7/1996 und IAB-Werkstattbericht Nr. 5/1996).

Mit der „AGENDA für mehr Beschäftigung“ werden darüber hinaus aufeinander abgestimmte Strategien
sowie Handlungsmöglichkeiten globaler Beschäftigungspolitik und aktiver Arbeitsmarktpolitik gebündelt. Auf
mittlere Sicht (von 4-5 Jahren) lassen sie eine entscheidende Verminderung der Arbeitslosigkeit erwarten
und tragen zur nachhaltigen Sicherung eines hohen Beschäftigungsstandes bei.

Die AGENDA konzentriert sich auf die im IAB bearbeiteten Problem- und Handlungsfelder und ist in zwölf
Punkten zusammengefaßt (s. Bild unten), ohne den Anspruch auf Vollständigkeit oder gar auf Endgültigkeit
gegenüber der politischen Willensbildung zu erheben. Im IAB-Werkstattbericht Nr.10/1998 wird dieses
Aktionsprogramm in seinen Einzelbereichen und Teilaspekten ausführlicher begründet und erläutert.
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Was zu tun ist
AGENDA  für mehr Beschäftigung in Deutschland

Hoher Beschäftigungsstand erfordert eine bewußte politische
Gestaltung des Ordnungsrahmens und der gesamtwirtschaft-
lichen Bedingungen für das Wachstum und für die Ausschöp-
fung des Produktionspotentials

Wachstums- und
Beschäftigungspolitik

Hoher Beschäftigungsstand ist in unserer Sozialen Marktwirtschaft keine Utopie, sondern
ein realistisches, mittelfristig erfüllbares Ziel der Wirtschafts-, Arbeitsmarkt- und Sozial-
politik, wenn alle Akteure in einem Pakt für mehr Beschäftigung zusammenwirken

1.

Trotz der Höhe der Arbeitslosigkeit
und der Größe des gesamtwirt-
schaftlichen Defizits an Arbeitsplät-
zen (Arbeitslose plus Stille Reser-
ve: 6 Mio - 7 Mio) ist es realistisch,
das Ziel eines hohen Beschäfti-
gungsstandes mittelfristig ernsthaft
erreichen und den Beschäftigungs-
stand nachhaltig auf hohem Niveau
stabilisieren zu wollen.

Hoher Beschäftigungsstand ist aller-
dings nur unter gesamtwirtschaftli-
chen Bedingungen möglich, die so-
wohl auf Geldwertstabilität und
Wachstum als auch auf einen hohen
Auslastungsgrad des Produktions-
potentials ausgerichtet sind.

Von einer Entkopplung von Wachs-
tum und Beschäftigung kann auch
in der Gegenwart nicht die Rede
sein. Dies zeigen zum einen die Un-
tersuchungen zur Beschäftigungs-

schwelle und die Analyse der wech-
selseitigen Zusammenhänge in lei-
stungsfähigen mikro- und makro-
ökonomischen Modellen. Darüber
hinaus bestätigen diesen Befund so-
wohl die Zeit kräftigen Beschäfti-
gungswachstums von 1983 bis 1992
in Westdeutschland als auch der
Blick auf beschäftigungspolitisch
erfolgreiche Länder.

In der Bundesrepublik Deutschland
war allerdings in den 90er Jahren
das reale Wachstum nicht ausrei-
chend, um angesichts der Bemühun-
gen um Kostenentlastungen und der
gesamtwirtschaftlichen Produktivi-
tätszuwächse für eine ausreichend
hohe Nachfrage nach Arbeit zu sor-
gen.

Ein nachhaltig höherer Wachstums-
pfad wird nur mittel- bis langfristig
erreichbar sein. Deshalb sind zur Er-

langung eines hohen Beschäfti-
gungsstandes sowohl „passive“ Stra-
tegien der Minderung des Arbeits-
angebots und der Aufteilung von
Arbeit als auch eine insgesamt eher
expansive Gestaltung der Bedingun-
gen für die gesamtwirtschaftliche
Nachfrage erforderlich, insbesonde-
re für private und öffentliche Inve-
stitionen.

Zur nachhaltigen Sicherung eines
hohen Beschäftigungsstandes be-
darf es einer längerfristigen Strate-
gie der Erschließung gesellschaftli-
cher Potentiale an Kreativität, Inno-
vation, Gründergeist, Investitions-
und Leistungsbereitschaft. Dabei
geht es um institutionelle Reformen
zur Förderung dynamischen Wett-
bewerbs und der Angebotsbedin-
gungen nicht zuletzt im Bereich des
Arbeitsmarktes und der Sozialen
Sicherung.

2.
Bei konsequenter Verfolgung eines langfristigen Konsolidierungspfades für die Staats-
haushalte ist eine leichte Lockerung der Restriktionen für die gesamtwirtschaftliche Nach-
frage möglich

Die Notwendigkeit einer konse-
quenten Politik des Abbaus der
Staatsverschuldung und der Konso-
lidierung der Staatshaushalte findet
grundsätzlich über die Grenzen von
Interessengruppen und politischen
Parteien hinweg Anerkennung. Das
IAB-Strategiebündel für mehr Be-
schäftigung hatte 1996 eine zeitlich

verzögerte Konsolidierung der
Staatshaushalte gefordert, die wegen
der Entscheidungen zur Verwirkli-
chung der Europäischen Währungs-
union nicht zum Zuge kommen
konnte.

Für die Bundesrepublik Deutsch-
land steht nicht zur Debatte, von ei-

nem dem europäischen Stabilitäts-
pakt gemäßen Kurs der Finanzpo-
litik abzurücken. Allerdings sind
für das Haushaltsgebaren der
nächsten Jahre keine zusätzlichen
kurzfristigen Sparmaßnahmen er-
forderlich und keine Verschärfun-
gen der restriktiven Bedingungen
für die gesamtwirtschaftliche Ent-
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wicklung. Zudem sind nach wie vor
Umschichtungen bei den Staatsaus-
gaben zugunsten der öffentlichen In-
vestitionen möglich und in vielen
Bereichen zur Deckung eines Nach-
holbedarfs oder zur Sicherung des
Anschlusses an wissenschaftlich-

technologische und internationale
Entwicklungen auch dringend gebo-
ten.

Möglichst frühe, verbindliche Ent-
scheidungen für eine Entlastung der
privaten Haushalte durch eine Steu-

erreform könnten schließlich auch
unmittelbar (durch die Ankündi-
gung) und als vertrauensbildende
Maßnahmen für die Expansion des
privaten Verbrauchs wirken.

Die Standortbedingungen für das Angebot sind nachhaltig zu verbessern: Regulierungen,
Steuer- und Abgabenbelastung sind weiter zu beschränken und die Lohnnebenkosten durch
Einsparungen, Umfinanzierung und Reformen der Sozialen Sicherung zu senken

Im IAB-Strategiebündel (1996) war
als Teil der fiskal- und sozialpoliti-
schen Handlungsmöglichkeiten eine
Senkung von Lohnnebenkosten
durch Umfinanzierung und Einspa-
rungen im Bereich der Sozialen Si-
cherung empfohlen worden.

Die Lohnnebenkosten haben in
Deutschland mit ca. 80 % der
Direktentgelte einen erheblichen
Anteil an den gesamten Lohnkosten
erreicht. Gerade aus Sicht der Ar-
beitnehmer steht der verfügbare

Lohn nach Abzug der Arbeitneh-
merbeiträge zur Sozialversicherung
und der Lohnsteuer in einem nicht
mehr vertretbaren Mißverhältnis
zum „Produzentenlohn“, bzw. den
Arbeitskosten, mit denen der Arbeit-
geber kalkulieren und die der Ar-
beitnehmer, z. B. als Kunde eines
Handwerkers, bezahlen muß.

Ein großer Teil der (unterschiedlich
abgrenzbaren) versicherungsfrem-
den Leistungen dürfte nicht mehr
durch die direkte Belastung der ab-

hängigen Erwerbsarbeit finanziert
werden. Zur Umfinanzierung bieten
sich Belastungen des Konsums
durch Anhebung der Mehrwertsteu-
er oder durch intelligente Energie-
steuern an.

Eine Reform der Sozialen Sicherung
dient den Interessen der Arbeitneh-
mer und stärkt den Solidargedanken,
wenn Mißbrauch konsequent kon-
trolliert, Mitnahmeeffekte vermie-
den und für eine anreizgerechte
Eigenbeteiligung gesorgt wird.

3.

Entfaltung einer stabilen Kultur beschäftigungsorientierter Tarifpartnerschaft: Weitere
Lohnzurückhaltung sollte durch eine Beteiligung der Arbeitnehmer an Vermögen und Er-
trag flankiert werden

Die Tarifparteien haben in den letz-
ten Jahren ihr Angebot für ein Bünd-
nis für Arbeit eingebracht und eine
maßvolle Tariflohnpolitik betrieben.
Sie haben dadurch erheblich zur
Kostenentlastung und zur Verbesse-
rung der Wettbewerbsfähigkeit der
Wirtschaft beigetragen. Die Be-
schäftigungseffekte einer zurückhal-
tenden Lohnpolitik kommen im ge-
samtwirtschaftlichen Zusammen-
hang erst verzögert voll zum Tragen.
Daher bedarf es bei den Tarifpart-
nern eines langen Atems und in die
Zukunft weisender Signale für die
Ausbildung einer stabilen Kultur des
Vertrauens zwischen Arbeitgebern
und Gewerkschaften im beiderseiti-
gen Interesse an einem hohen Stand
lohnender Beschäftigung am Stand-
ort Deutschland.

In den neuen Bundesländer bedarf
es einer solchen Politik der Lohn-
zurückhaltung in besonderem Maße
und noch für längere Zeit, weil in
weiten Bereichen die Produktivität
hinter der Einkommensentwicklung
zurückgeblieben ist und die Wert-
schöpfung im gewerblichen Sektor,
insbesondere im exportorientierten
Verarbeitenden Gewerbe gesteigert
werden muß.

Für die Arbeitnehmer und die Ge-
werkschaften kann eine solche zu-
rückhaltende Lohnpolitik mit For-
men der Vermögensbeteiligung
(investiver Ertragsbeteiligung,
„Investiv-Lohn“) verbunden werden
und so auch längerfristig annehm-
bar sein.

Nur eine breite, verstärkte Beteili-
gung der Arbeitnehmer am Produk-
tivvermögen kann eine Änderung
der Einkommensverteilung zu ihren
Gunsten bewirken. Sie würde zudem
der veränderten Rolle der Arbeit-
nehmer in den Unternehmen ent-
sprechen und das Eigeninteresse der
Arbeitnehmer am Unternehmenser-
folg stärken. Vermögensbildungs-
politik könnte schließlich auch der
Verwirklichung der Vorstellung die-
nen, daß alle Bürger der im Welt-
maßstab eben doch wohlhabenden
Bundesrepublik Deutschland neben
dem Einsatz ihrer Arbeitskraft einen
deutlich größeren Anteil ihrer Exi-
stenzsicherung und Altersversor-
gung aus (über Investment- und
Pensionsfonds ggf. weltweit ge-
streuten) Kapitalanlagen erzielen.

4.
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Die gesamtwirtschaftliche Beschäftigungsstrategie bedarf der
Flankierung durch Aufteilung vorhandener Arbeit und aktive
Arbeitsmarktpolitik

Flankenschutz

Zu angemessener Teilhabe an Erwerbsarbeit für alle kann auch eine andere Verteilung
des Arbeitsvolumens beitragen, insbesondere mehr freiwillige Teilzeitarbeit und der Ab-
bau von Überstunden

Die Teilhabe an Erwerbsarbeit ist
ein Schlüssel zur Verteilung von
Lebenschancen. Da der konjunktu-
relle Aufschwung die bestehenden
Arbeitsmarktprobleme allein nicht
lösen kann und ausreichendes Wachs-
tum kurzfristig nicht zu erzielen ist,
können auch Strategien der Auftei-
lung von Arbeit eine flankierende
Rolle bei der Überwindung von Ar-
beitslosigkeit spielen.

Dabei bietet sich zunächst der Ab-
bau von Überstunden durch befri-
stete Beschäftigung und Zeitarbeit
an. Einer einheitlichen Arbeitszeit-
verkürzung (ob mit oder ohne Lohn-
ausgleich) sind alle Möglichkeiten
frei gewählter Teilzeitarbeit vorzu-
ziehen. Im Rahmen der gesetzlichen
und tarifvertraglichen Regelungen
kommt es vor allem auf die breite
Umsetzung intelligenter Lösungen

an, für die betrieblichen Flexibili-
tätserfordernisse einerseits und die
Arbeits-, Einkommens- und Frei-
zeitbedürfnisse der Beschäftigten
andererseits.

5.

Durch Qualifizierung sowie durch behutsame Differenzierung von Arbeitsbedingungen und
Entlohnung, von Steuern, Sozialabgaben und Transfers können neue Beschäftigungs-
möglichkeiten auch für Geringqualifizierte und nur eingeschränkt Leistungsfähige erschlos-
sen werden

Für geringqualifizierte und lei-
stungsbeeinträchtigte Personen ist
die Vermittlung beruflicher Fähig-
keiten die vorrangige beschäfti-
gungspolitische Option. Darüber
hinaus ist nach Wegen zu suchen,
die für diese Gruppe neue Beschäfti-
gungsmöglichkeiten erschließen.

Tatsächlich sind in der Bundesrepu-
blik Deutschland die Möglichkeiten
der Differenzierung von Arbeitsbe-
dingungen und Entlohnung größer
als weithin angenommen. Arbeits-
losengeld und Arbeitslosenhilfe le-
gen zwar gewissermaßen eine vom
früheren Erwerbseinkommen ab-
hängige und Sozialhilfe eine sozial-
kulturelle Einkommensuntergrenze

fest. Trotzdem lassen sich  in Deutsch-
land - auch durch öffentliche För-
derung - weitere Beschäftigungs-
möglichkeiten im Niedriglohnsektor
erschließen.

− In weiten Bereichen der gewerb-
lichen Wirtschaft ist von inzwischen
„wegrationalisierten“ Beschäfti-
gungsmöglichkeiten auszugehen,
die eine weitergehende Differenzie-
rung längerfristig wieder entstehen
lassen könnte.

− Für Langzeitarbeitslose sind an-
gesichts der Entwertung von Quali-
fikationen und des Fehlens betriebs-
spezifischen Wissens besondere
Formen einer qualifizierenden Ein-

gliederung oder vielfach stärker ab-
gesenkte Einstiegstarife (auch mit
dem Grundsatz „gleicher Lohn für
gleiche Leistung“) vereinbar und an-
gemessen.

− Haushaltsbezogene Dienstleistun-
gen können zu den in Deutschland
überhaupt und im internationalen
Vergleich unterentwickelten Wirt-
schaftsbereichen gerechnet werden.
Gerade im Bereich der haushalts-
bezogenen Dienste könnte daher
- z.B. durch weiter verbesserte steu-
erliche Abzugsmöglichkeiten - ein
aufnahmefähiges Beschäftigungs-
feld auch für Geringqualifizierte und
Leistungsbeeinträchtigte erschlos-
sen werden.

6.
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8.
Zur Auflösung des sich verhärtenden Kerns von Langzeitarbeitslosigkeit sind gezielte
arbeitsmarktpolitische Maßnahmen einzusetzen, verpflichtende Beschäftigungsangebote
und sinnvolle Übergänge in den Ruhestand zu erproben

Die arbeitsmarktpolitischen Grund-
sätze eines Vorranges präventiver
Maßnahmen gegen Langzeitarbeits-
losigkeit und der Eingliederung in
den ersten Arbeitsmarkt werden
vielfach nicht ausschließen können,
daß eine Verhärtung von Arbeitslo-
sigkeit in Problemregionen oder bei
Problemgruppen auftritt. In einem
gewissen Umfang werden die Quali-
fikationsdefizite oder der Um-
schulungsbedarf der Betroffenen
nicht mehr durch die normalen
Beratungs- und Bildungsangebote
überwunden werden können und die
Chancen einer Eingliederung in den

ersten Arbeitsmarkt nach mensch-
lichem Ermessen nur noch ver-
schwindend gering sein.

−  Für mehrjährig Arbeitslose und
in Ostdeutschland wird noch länge-
re Zeit auf Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen (ABM) und Struktur-
anpassungsmaßnahmen mit Lohn-
subventionen nicht verzichtet wer-
den können.

−  Für einen sich verhärtenden Kern
von Langzeitarbeitslosen könnten
Formen der befristeten Kombinati-
on von Arbeits- und Sozialeinkom-

men („Kombi-Lohn“) als Anreiz zur
Arbeitsaufnahme erprobt und zur
Erschließung eines Beschäftigungs-
segments im Niedriglohnbereich
genutzt werden.

−  Schließlich sollten für einen har-
ten Kern Langzeitarbeitsloser ver-
pflichtende Beschäftigungsan-
gebote (entsprechend der Arbeitsfä-
higkeit) in Erwägung gezogen wer-
den, die von den Arbeitsämtern in
Verbindung mit freien Trägern oder
von den Kommunen bereitzustellen
wären.

Das anhaltend hohe gesamtwirt-
schaftliche Defizit an Arbeitsplätzen
führt zu einem Ausleseprozeß unter
den Arbeitskräften. Im Ergebnis
steigt der Anteil von Langzeit-
arbeitslosen, die über Mehrfach-
arbeitslosigkeit und überdurch-

Der Entstehung von Langzeitarbeitslosigkeit und der Verhärtung von Arbeitslosigkeit bei
Problemgruppen kann durch Früherkennungssysteme und frühzeitige Eingliederungs-
maßnahmen begegnet  werden

7.

schnittlich lange Dauer der (unun-
terbrochenen) Arbeitslosigkeit ei-
nen hohen Anteil des Gesamtvolu-
mens der Arbeitslosigkeit zu tragen
haben. Die Arbeitsförderung muß
daher versuchen, mit Früherken-
nungsverfahren die potentiell Lang-

zeitarbeitslosen auszuwählen und
durch einen frühzeitigen individu-
ell ausgerichteten Eingliederungs-
plan die Verhärtung von Arbeitslo-
sigkeit zu verhindern.
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Der Abbau der Arbeitslosigkeit ist an Leitlinien einer nach-
haltigen Beschäftigungs- und Arbeitsmarktpolitik zu orien-
tieren, die die Sicherung eines hohen Standes an wettbe-
werbsfähiger, sozial und human befriedigender Beschäfti-
gung am Standort Deutschland gewährleisten

Orientierungen

9.
Die Startchancen für Unternehmensneugründungen und der Aufbau selbständiger Exi-
stenzen sind insbesondere durch leichteren Zugang zum Startkapital weiter zu verbes-
sern. Die Existenzgründung ist auch als Weg aus der Arbeitslosigkeit weiter zu fördern.

Es bedarf der Gründung neuer Un-
ternehmen, neuer Gründerjahre,
wenn der Prozeß des Beschäfti-
gungsabbaus bei schrumpfenden
und aufgelösten Unternehmen nicht
zu einem gesamtwirtschaftlichen
Verlust an Arbeitsplätzen, sondern
letztlich zu mehr Beschäftigung füh-
ren soll. Eine neue Kultur der Selb-
ständigkeit ist zu entwickeln und die
gesellschaftliche Akzeptanz des
Unternehmertums zu fördern.

In bezug auf die Teilhabe am
Sachvermögen, insbesondere aber
in bezug auf den Zugang zu Risiko-

kapital für die Gründung einer selb-
ständigen Existenz, ist die Verwirk-
lichung von Startchancengerech-
tigkeit trotz verstärkter Gründer-
förderung bislang noch nicht annä-
hernd bzw. überhaupt nicht politisch
in Angriff genommen.

Vor allem ein leichterer Zugang zu
Fremdkapital könnte vermögenslo-
sen Existenzgründern, insbesonde-
re solchen aus Arbeitslosigkeit, eine
Basis für die Entwicklung und Um-
setzung ihres Unternehmenskonzep-
tes ermöglichen.

Die Bundesanstalt für Arbeit fördert
seit 1986 mit Überbrückungsgeld
(§ 57 SGB III) die Gründung selb-
ständiger Existenzen aus der Ar-
beitslosigkeit. Seither wurden die
Förderkonditionen mehrmals modi-
fiziert und die Leistungen für die
Geförderten verbessert. Dies ist ein
ausbaufähiger Schritt der Weiterent-
wicklung der Arbeitsförderung für
abhängig Beschäftigte, der die Be-
deutung der Bundesanstalt für Ar-
beit (BA) als umfassend kompeten-
te Institution für alle Formen von
Beschäftigung und Erwerbsarbeit
unterstreicht.

Die Investitionen in Humankapital müssen verstärkt werden. Um allen Jugendlichen eine
berufliche Perspektive zu eröffnen, ist insbesondere das System der Berufsausbildung
den neuen Herausforderungen anzupassen. Für die Erwerbstätigen ist eine (konzertierte)
Aus- und Weiterbildungsoffensive zu entwickeln

10.

Die Qualifikation der Menschen
bestimmt den komparativen Vorteil
der Bundesrepublik im globalen
Wettbewerb. Da die Qualifikations-
anforderungen in der Arbeitswelt
der Zukunft unzweifelhaft erheblich
zunehmen werden, sind die Investi-
tionen in das Humankapital als zen-
trale Strategie zur Erhaltung der
Wettbewerbsfähigkeit nachhaltig zu
verstärken.

Das duale System der Berufsausbil-
dung gehört vermutlich zu den be-
sten Erfindungen des deutschen
Wirtschafts- und Beschäftigungs-
systems. Dennoch scheinen Be-
fürchtungen begründet, ob das dua-
le System der Berufsausbildung
quantitativ und qualitativ den Her-
ausforderungen gegenwärtig und in
Zukunft noch gerecht werden kann.

Solche Befürchtungen fordern dazu
heraus, das duale Berufsausbil-
dungssystem durch Anpassung an
diese Herausforderungen weiter zu
stärken.

Berufliche Ausbildung im eigenen
Betrieb dürfte bei langfristiger, um-
fassender (und vorurteilsfreier)
Rechnung grundsätzlich für den
ökonomisch-rational handelnden
Unternehmer selbstverständlich
sein. Eine quantitative Offensive bei
der dualen Berufsbildung dürfte (an-
gesichts des absehbaren Rückgangs
der Jahrgangsstärken) zudem die
letzte Chance für viele Betriebe sein,
noch ein größeres Potential an gut
qualifizierten Fachkräften längerfri-
stig an sich zu binden. Die qualita-
tive Weiterentwicklung des Systems
der Berufsausbildung verlangt eine

schnellere Reaktion auf neue Be-
rufsbilder oder wachsende Beschäf-
tigungsfelder sowie die Möglichkeit
eines flexiblen Erwerbs der vollen
Berufsqualifikation.

„Lebenslanges Lernen“ wird schon
allein als Konsequenz aus der Ver-
änderung der Altersstruktur des
Erwerbspersonenpotentials von ei-
ner Forderung in Festreden zuneh-
mend zur Alltagswirklichkeit für
Betriebe und Erwerbstätige werden
müssen. Weiterbildung und Um-
schulung beruflich Qualifizierter
kann die „Älteren“ nicht ausgrenzen
und sollte - bei einem Ziel-Ver-
rentungsalter von 65 Jahren - auch
für 50- und 55jährige noch wirt-
schaftlich lohnend erscheinen.
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Der Wandel der Arbeitswelt und der Erwerbsformen sollte mit mehr Offenheit angenom-
men und bewußt auch sozial gestaltet werden

12.

Wirtschaftlicher Strukturwandel ist
aufgrund des Zeitbedarfs der Anpas-
sungsprozesse bei Unternehmen und
Erwerbspersonen eine der Ursachen
von Arbeitsmarktkrisen. Wirt-
schafts- und Arbeitsmarktkrisen
können ihrerseits - neben der Über-
frachtung des „Normalarbeitsver-
hältnisses“ mit Sozialkosten und
Regulierungen - den Wandel der
Arbeits- und Erwerbsformen ver-
schärfen. Zurückgestauter Struktur-
wandel aber beeinträchtigt die Be-
wältigung von Krisen, mindert die
Wachstumschancen und somit die
Nachfrage nach Arbeit. Der Ver-

such, den Wandel der Arbeitswelt
zu unterbinden, würde eher zu ei-
ner Erhöhung der Arbeitslosigkeit
oder zu einer Zunahme der Schwarz-
arbeit als zu einer Steigerung der
regulären Erwerbstätigkeit führen.
Auch der Gedanke der sozialen Ab-
schirmung der vom Wandel der Ar-
beitswelt Betroffenen würde keinen
besseren Weg weisen können, als
den Suchprozeß des Marktes auch
im Bereich neuer Erwerbsformen
zuzulassen, zumal dieser Wandel
auch mit den veränderten Einstel-
lungen zur Erwerbsarbeit zusam-
menhängt.

Aus beschäftigungs- und arbeits-
marktpolitischer Perspektive sollte
diesem Wandel möglichst Raum zur
Entfaltung gegeben werden. Aus so-
zialpolitischer Perspektive sind die
neuen Erwerbsformen ebenso schutz-
bedürftig wie Arbeitnehmer oder
verschiedene Gruppen von Selb-
ständigen. Eine Versicherungs-
pflicht  für alle Formen der Erwerbs-
arbeit (in Höhe des sozialkulturellen
Existenzminimums) ist auch aus
Gründen der Leistungsgerechtigkeit
(als minimale Regulierung) gebo-
ten.

−  Strategien zur Umverteilung von
Arbeit sollten vorrangig darauf ge-
richtet sein, Potentiale für Teilzeit-
beschäftigung bei Männern zu er-
schließen. Da deren Arbeitszeit-
wünsche selten auf Halbierung ge-
richtet sind, muß ein Anreiz durch
attraktive Teilzeitmodelle (z. B. 2/3-,
¾- oder 9/10-Stellen) geschaffen wer-
den. Davon könnten gleichermaßen
auch die Frauen profitieren.

−  Gesellschaft und Unternehmen
sollten Bemühungen um partner-

schaftliche Aufteilung von Erwerbs-
arbeit und Familienarbeit auch beim
beruflichen Aufstieg anerkennen
und fördern.

−  In der betrieblichen Personalpoli-
tik kann nicht mehr von geschlechts-
spezifisch typischen Berufen ausge-
gangen werden. In der betrieblichen
Weiterbildung könnten vor allem
die frei gewählten Phasen des Er-
ziehungsurlaubs von Männern und
Frauen zur Erhaltung und Anpas-
sung beruflicher Qualifikationen

und zur Aufrechterhaltung des
Berufskontaktes (über Aushilfen
etc.) genutzt werden.

−  Frauen sollten bei der Verwirkli-
chung ihrer Erwerbswünsche die
Möglichkeit der Selbständigkeit
verstärkt berücksichtigen können.

Bei den Strategien zur Überwindung der Arbeitslosigkeit und für mehr Beschäftigung ist
vor allem auf die Beseitigung der historisch gegebenen Benachteiligungen von Frauen
und auf die Verwirklichung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern zu achten

11.


